
DIE  SPITZE

Von Mali lernen
Gut, dass es die vielen Wirt-
schaftsinstitutionen gibt,
die uns kleinen Fritzchen
und Lieschen die große Welt
erklären. Eine davon ist das
Weltwirtschaftsforum in
Genf. Es wird von weltweit
führenden Unternehmen fi-
nanziert und ist natürlich
unabhängig. Das Weltwirt-
schaftsforum fand heraus,
dass Deutschland im Ver-
gleich der Steuersysteme
von 104 Ländern Platz 104
einnimmt. Weit hinter Län-
dern wie Äthiopien, Nigeria,
Mali, Tschad. Dort wüten
zwar Bürgerkriege und Re-
bellentruppen, aber die Fi-
nanzbeamten können ihr
Werk offenbar effizient ver-
richten. Von Afrika lernen
heißt siegen lernen – im glo-
balen wirtschaftlichen Wett-
bewerb. Aber immerhin
schnitt Deutschland 2005
bei der Bewertung der »we-
sentlichen Standortfragen«
nicht ganz so schlecht ab.
Von 125 Staaten landete es
bei den »Lohnfindungsme-
chanismen« auf Platz 122, 
3 waren also noch schlech-
ter, und beim Kündigungs-
schutz sogar nur auf Platz
120. Übrigens betrug das
Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf 2005 in Deutschland 
35 075 US-Dollar, im Tschad
und in Nigeria rund 630, in
Mali 444 – und in Äthiopien
123 US-Dollar, nur Burundi
und die Demokratische Re-
publik Kongo waren noch är-
mer. Aber das wird den
Äthiopiern schnurz sein. Auf
die Standortbedingungen
kommt es an und die sind
echt gut.
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Seit der taiwanesische Handy-
Konzern BenQ seiner deutschen
Tochter den Geldhahn zugedreht
hat, fürchten mehr als 3000 Be-
schäftigte der ehemaligen Sie-
mens-Werke um ihre Arbeitsplät-
ze. Vor 2 Jahren verhandelte Oliver
Burkhard, Leiter des Funktionsbe-
reichs Tarifpolitik der IG Metall,
mit dem Unternehmen. Lohnver-
zicht und Mehrarbeit sollten hel-
fen, die Arbeitsplätze zu sichern.

?direkt: Wie beurteilst du die Ver-
handlungen heute?
3Burkhard: Die Verhandlungen
2004 liefen höchst brutal. Sie-
mens arbeitete mit allen Mitteln.
Einschließlich einer Betriebsbe-
sichtigung in Ungarn; dort wurde
den Betriebsräten und Bevoll-
mächtigten die Alternative vorge-
führt: Steuerfreiheit, kostenlose
Grundstücke und Rekrutierung der
Arbeitskräfte durch die dortige Ar-
beitsverwaltung – alles mit finan-
zieller Unterstützung der EU.

?direkt: War das Ende absehbar?
3Burkhard: Nein. Es ist für uns
völlig unverständlich, dass man
dem Unternehmen jetzt das Licht
ausknipst. Es war auf einem guten
Weg, die Probleme in den Griff zu
bekommen. Dem deutschen
BenQ-Management unterstelle
ich, dass es die Wende schaffen
wollte.

?direkt: Wie kam es zu der Krise?
3Burkhard: An den Personalkos-
ten lag es jedenfalls nicht. Im
Schnitt liegen sie in der Metall-
und Elektroindustrie bei knapp 20
Prozent der Gesamtkosten. In der
Handy-Produktion machen sie ge-
rade mal 5 Prozent aus. Siemens
hat immer viel Geld für Forschung
ausgegeben. Aber die Firma war

mit ihren Produkten oft als letzte
am Markt. Siemens hat die Proble-
me nicht gelöst. Die Beschäftigten
wurden stattdessen von Siemens
verkauft und von BenQ verraten.

?direkt: Welche Konsequenzen
hat der Fall Siemens-BenQ?
3Burkhard: Wir haben bundes-
weit fast 890 Vereinbarungen ge-
schlossen, nach denen Unterneh-
men vom Flächentarif abweichen
dürfen. Aufgrund der Erfahrungen
mit BenQ werden wir in Zukunft
Abweichungen noch genauer prü-
fen. Aber wo beispielsweise gelo-
gen oder gar betrogen wird, schüt-
zen auch Tarifverträge nicht.

?direkt: Wo liegt der Knackpunkt
bei solchen Vereinbarungen?
3Burkhard: Es ist immer klar, wel-
che Leistungen die Beschäftigten
bringen: Lohnverzicht, Mehrar-
beit. Die Beschäftigten treten in
Vorleistung und müssen darauf
vertrauen können, dass die Ge-
genseite ihren Teil – die Sicherung
von Arbeitsplätzen – einhält. Wir
haben seit dem Beginn von »Pforz-
heim« 2004 ständig dazugelernt.
Für »Störfälle« wie Siemens-BenQ
benötigen wir in Zukunft deutlich
härtere Ausstiegsklauseln.

?direkt: Wie hilft die IG Metall den
Siemens-BenQ-Beschäftigten?
3Burkhard: Wir müssen mit dem
Insolvenzverwalter dafür sorgen,
dass die Produktion weitergeht.
Viel hängt von den Patenten ab,
die zurzeit wohl bei BenQ in Taiwan
liegen. Ohne diese Rechte kann die
Produktion nicht weitergehen.
Fachanwälte haben uns aber be-
reits gesagt, dass es möglich sei,
die Patente zurückzuholen. Wir
dürfen einen solchen Know-how-
Klau nicht zulassen.
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T a r i f p o l i t i k  /  E R A

Eine Frage der Macht

direkt gefragt:

aufgeteilt und die Beschäftigten
diesen dann zugeordnet. Ge-
schäftsleitung und Betriebsrat ha-
ben dann zu prüfen, ob die Zuord-
nung plausibel ist. Ob sie »ge-
recht« ist, ist – wie Betriebsrat
Michael Tuchart feststellt – eine an-
dere Frage. Es kommt auf die Macht
im Betrieb an. Viele Arbeitnehmer
sind durch den Prozess der ERA-
Einführung stark verunsichert,
fürchten um ihr Einkommen und
die Wertschätzung ihrer Arbeit. Sie
stellen fest, dass sie auf sich ge-
stellt nichts gegen die Vorgaben ih-
res Arbeitgebers ausrichten kön-
nen und suchen deshalb Unterstüt-
zung durch ihre Interessenvertreter
und die IG Metall. In viele Betrie-
ben hat die IG Metall schon neue
Mitglieder gewinnen können.

2

Die Einführung von ERA (Entgelt-
rahmenabkommen) ist eine He-
rausforderung für die Betriebsräte.
In vielen Betrieben entstehen Kon-
flikte, denn fast überall versuchen
Geschäftsleitungen, die Eingrup-
pierung als Abgruppierung zu nut-
zen. Probleme treten vor allem auf
bei der Beschreibung der Arbeits-
aufgaben und den Folgen für die
Eingruppierung, die sich daraus er-
geben. Dabei geht es um das
3Grundentgelt, das auf den An-
forderungen basiert, die nötig
sind, um eine bestimmte Aufgabe
auszuführen, und dem
3 Leistungsentgelt, das die per-
sönliche Leistung im Rahmen die-
ser Arbeitsaufgabe widerspiegelt.

Grundsätzlich werden alle Ar-
beitsplätze bewertet, in Gruppen

I m p r e s s u m

»Löhne und Gehälter sind nicht eine Frage der Ge-
rechtigkeit, sondern eine der Macht – das war für uns
eine frühe Erkenntnis, als es an die ERA-Umsetzung
ging. Die Eingruppierung, die der Arbeitgeber vorlegte,
war nicht akzeptabel, sie hätte praktisch zum Unter-
schreiten der Lohn- und Gehaltssumme geführt. 370
von 412 Beschäftigte haben widersprochen. Die Ver-
handlungen haben dann 9 Monate gedauert, aber in
84 Prozent der Fälle konnte die Eingruppierung verbes-
sert werden. In dieser Zeit konnten wir über 20 Be-
schäftigte für die IG Metall gewinnen.«
Michael Tuchart, BR-Vorsitzender, Schaeffler KG, Luckenwalde

»Wir haben ERA vorzeitig eingeführt, weil wir in ei-
nem Moment handeln wollten, als das Unternehmen in
einer Krise steckte. Das war für die Kollegen eine Pha-
se großer Verunsicherung, in der wir viel Überzeu-
gungsarbeit leisten mussten. Denn alle hatten Angst
um ihre Entgelte. Die sind nun im Volumen für alle ge-
sichert. Die Belegschaft weiß ERA heute zu schätzen
und honoriert jetzt auch unser Vorgehen.«
Frank Baake, BR-Vors., Haendler+Natermann, Hann.-Münden

»Im April hat unser Arbeitgeber ERA einseitig gekün-
digt, um die Einführung zu verhindern. Aus seiner Sicht
ist das neue Eingruppierungssystem zu teuer. Deshalb
sind wir jetzt in der Einigungsstelle und unterstützen
außerdem die Klagen von 2 Kollegen. Denn wir wollen
den ERA-Vertrag, den wir in langen Verhandlungen vor-
bereitet haben. Mit einem ersten Gutachten von einem
Richter des Bundesarbeitsgerichts haben wir Recht be-
kommen: Die einseitige Kündigung ist nicht zulässig.«
Jens Cramer, BR-Vorsitzender, SAS Autosystemtechnik, Zwickau

»Es gibt noch erhebliche Schwierigkeiten. Wir haben
die betrieblichen Eingruppierungsbeispiele zusam-
mengestellt. Jetzt ordnet die Personalabteilung die Ar-
beitsplätze entsprechend zu – da fangen die Probleme
erst richtig an. Wie ist es etwa mit dem Leistungsentgelt
in der Produktion? Klar ist, dass der Konzern mit ERA
Geld sparen will – das wird auch ganz offen angespro-
chen. Wir müssen auf der Hut sein und gegensteuern.«
Ergun Lümali, BR-Vors., Daimler-Chrysler, Sindelfingen

»Die Beschäftigten sind überrascht und erbost über
die Eingruppierung, die ihnen das Unternehmen vom
1. Oktober an verordnet hat. Vielfach fehlen die detail-
lierten Arbeitsbeschreibungen, oft stimmen sie nicht
mit der tatsächlichen Aufgabe überein. Jetzt kommt es
darauf an, ob sich die Betroffenen outen. Wir werden
gemeinsam mit ihnen dagegen vorgehen. Vielen wird
klar, dass man sich nicht alleine gegen ungerechte Ein-
gruppierung wehren kann – wir gewinnen Mitglieder.«
Reiner Arneth, Vertrauensmann, Siemens, Erlangen

ERA bleibt ein Dauerthema. Das neue Entgeltrahmen-
system soll Lohngerechtigkeit bringen, doch viele Ar-
beitgeber wollen es zu Kürzung nutzen. direkt fragt:

Welche Erfahrungen macht Ihr 
mit der ERA-Einführung?

Der derzeitige Kündigungsschutz ist keine »Job-Bremse«. Ausschlag-
gebend für Neueinstellungen sind die wirtschaftliche Lage und die
Qualifikation der Bewerber, sagen Personalverantwortliche.
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V o l k s w a g e n

Verbindliche Produktzusagen sichern Arbeitsplätze  
Die IG Metall im Bezirk Niedersach-
sen/Sachsen-Anhalt hat dem VW-
Konzern für alle 6 westdeutschen
Standorte konkrete schriftliche Zu-
sagen über Produkte, Investitionen
und Auslastungen abgehandelt,
die die Arbeitsplätze sicherer ma-
chen. Dafür war sie bereit,  einen
Arbeitszeitkorridor von 25 bis 33
Stunden zu akzeptieren. Die Tarif-
kommission stimmte dem Ergebnis
mit großer Mehrheit zu.

Der VW-Vorstand wollte die 35-
Stunden-Woche ohne Lohnaus-
gleich durchsetzen. Das hat er
nicht geschafft. Stattdessen wird
– je nach Auslastung – zwischen
25 und 33 Stunden gearbeitet, fürs
gleiche Geld wie bisher (zurzeit
gilt die 28,8-Stunden-Woche). Für
jedes Werk oder den Bereich le-
gen Betriebsrat und Werkleitung
den Arbeitszeit-Fixpunkt fest.
Dafür gibt es Teillohnausgleich:
Rund 6300 Euro für die betriebli-
che Altersvorsorge (auf Antrag
werden 5000 Euro brutto aus- oder
auf ein Langzeitkonto gezahlt).
Außerdem wurde das Bonussys-
tem verbessert. Wenn die Auf-
tragslage längere Arbeitszeiten er-
fordert, werden die 34. und 35.
Stunde wie bisher bezahlt. 

Außerdem vereinbart: 
31000 Euro Einmalzahlung im No-
vember 2006;
3zum Januar 2008 tabellenwirk-

T h y s s e n - K r u p p

Weniger arbeiten 
Der Stahl-Konzern tut etwas für
die Älteren in der Belegschaft und
für Junge: Seit 1. Oktober ist für die
18 000 Beschäftigten in der Stahl-
sparte die Wochenarbeitszeit um
eine Stunde verkürzt – sie arbei-
ten jetzt 34 Stunden. Im Gegenzug
werden 500 neue Stellen geschaf-
fen. Außerdem können 500 ältere
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Altersteilzeit gehen. Bis
2013 sollen betriebsbedingte Kün-
digungen tabu sein und 1000 Aus-
zubildende zusätzlich übernom-
men werden. Das ist der Inhalt ei-
ner Betriebsvereinbarung, die der
demografischen Entwicklung
Rechnung tragen soll. 

3

same Entgelterhöhung um den
selben Prozentsatz wie in der
Metallindustrie;
3in den nächsten 3 Jahren werden
jeweils 1250 Azubis eingestellt
(erstmalig tariflich vereinbart);
3Übernahme des Metall-Tarifver-
trags zur Qualifizierung;
3für 5 Prozent der Beschäftigten
kann die 40-Stunden-Woche ver-
einbart werden.

Damit sind bis 2011 betriebsbe-
dingte Kündigungen ausgeschlos-
sen und verbindliche Produkt- und
Investitionszusagen sichern die
Beschäftigung in allen 6 westdeut-
schen Standorten über 2011 hin-
aus. Kein Werk und keine Abtei-
lung wird geschlossen. 

In Wolfsburg wird das Nachfolge-
modell des Golf produziert und ab
2009 ein neues, zusätzliches Au-
to. In Hannover ist die Gießerei mit
mindestens 700 Arbeitsplätzen
abgesichert; die Wärmetauscher-
fertigung wird weiterentwickelt.
Kassel wird Leitwerk für alle Di-
rektschaltgetriebe; für 2008 und
2009 sagt der Konzern jährlich ein
Volumen von 2,7 bis 3 Millionen
Getriebe zu. Für Emden ist eine
höhere Stückzahl vereinbart und
neben Passat und CC-Coupé ein
weiteres  Fahrzeug vorgesehen. In
Salzgitter werden mehr Motoren
hergestellt. Auch für Braun-
schweig sind detaillierte Ferti-

3Extranet:
Das extranet bietet
einen täglichen Info-
dienst. Dieser Dienst
der IG Metall weist
auf Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel,
liefert eine Infogra-
fik, stellt neue 
Rechtsentscheidun-
gen vor und enthält
außerdem einen 
Servicetipp.

Stimmen von VW-
Betriebsräten:

»Der Kompromiss si-
chert den Standort
und damit die Be-
schäftigung über
das Jahr 2011 hin-
aus. Deshalb waren
wir bereit, einem Ar-
beitnehmerbeitrag
zuzustimmen.«
Bernd Osterloh, Gesamt-
betriebsratsvorsitzender

»Unsere Gießerei
hat wieder eine 
Zukunft. Das ist der
größte Erfolg für
Hannover.«
Günter Lenz, Hannover

»Die Zugeständnisse
fallen schwer, sind
vor dem Hintergrund
der Zukunftssiche-
rung aber notwendig
und materiell ver-
tretbar.«
Jürgen Stumpf, Kassel

»Und obendrein 
haben wir eine welt-
weit einmalige Mit-
bestimmung der 
Betriebsräte bei 
Produkten, Volumen
und Investitionen
durchgesetzt.«
Peter Jacobs, Emden

E x t r a n e t

Die Produktion im Unternehmen
ist ausgelastet, die Aufträge aber
stagnieren – geht es der gesamten
Branche so? Was tut sich bei den
Abnehmern, wie siehts mit den Zu-
lieferern aus? Die IG Metall analy-
siert regelmäßig, wie sich die Ge-
samtwirtschaft oder die Metallin-
dustrie entwickelt und was sich in
den Branchen tut. Im Extranet,
dem Infoportal für Aktive, gibt es
die Brancheninfos online, aber
auch zum Ausdrucken.

Ganz frisch ist die Branchenana-
lyse zur Automobilindustrie. Sie

befasst sich mit Umsatz, Beschäfti-
gung, Produktion, Export, Import
und Investitionen, mit der interna-
tionalen Entwicklung und den
Trends in der Caravan- und Zuliefe-
rerindustrie. Aktuell auch die Bran-
chenanalysen Industriearmaturen,
Werkzeugmaschinen, Gießereiin-
dustrie, Eisen- und Stahlindustrie.
Außerdem: Konjunkturanalysen für
die Gesamtwirtschaft sowie die
ostdeutsche Metall- und Elektroin-
dustrie. Reinschauen ins Extranet.

Noch nicht angemeldet? Kein
Problem. Es geht ganz einfach.

Brancheninfos online

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

gungsumfänge vereinbart, wie die
APA-Lenkung. Neben Zusagen
über konkrete Produkte gibt es für
alle Standorte Vereinbarungen
über mittelfristige Projekte.

Nachdem VW Anfang der 90er
Jahre mehrere Werke in Osteuropa
übernommen oder ausgebaut hat-
te, hat sich der konzerninterne
Standortwettbewerb dramatisch
verschärft. Anfang dieses Jahres
begannen VW-Vorstandsmitglie-
der, einzelne Standorte in Frage zu
stellen. Die westdeutschen Werke
erwirtschafteten 2005 Millionen-
verluste im dreistelligen Bereich,
die nur durch die positiven Ergeb-
nisse von Audi und VW Financial
Services ausgeglichen werden
konnten. Ein Unternehmen, das
keine Gewinne erwirtschafte, kön-
ne keine Löhne über dem Flächen-
tarif zahlen. So der Vorstand.

Die IG Metall widersprach den
Verlustzahlen nicht, machte aber
klar, dass sie nur dann Tarifge-
spräche bei ungekündigten Tarif-
verträgen führen würde, wenn die
Zukunft der Arbeitsplätze gesi-
chert sind. Herausgekommen ist
»ein schmerzhafter, aber vertret-
barer Kompromiss«, urteilt IG Me-
tall-Bezirksleiter Hartmut Meine.
»Wir liegen mit der Vereinbarung
weiterhin oberhalb des Flächenta-
rifs der niedersächsischen Metall-
industrie.«
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V a l t e r  S a n c h e s
CUT Brasilien

?direkt: Welche Erfahrungen habt
ihr mit Internationalen Rahmen-
vereinbarungen (IRV) gemacht?
3Sanches: Die Betriebe gehen
sehr unterschiedlich damit um.
Bosch zum Beispiel benutzt die
Vereinbarung in Brasilien nur zu
Imagezwecken. Es gibt sie, aber
sie wird nicht umgesetzt. Die Zu-
lieferer wurden gar nicht darüber
informiert. In vielen anderen Be-
trieben sieht es ähnlich aus.

?direkt: Woran hapert es?
3Sanches: Diese Vereinbarungen
werden meist in Europa verhan-
delt. Aber was in Europa verein-
bart wurde, kommt nicht automa-
tisch in Brasilien an. Es wäre wich-
tig, uns von Anfang an zu beteili-
gen. Bei der Vereinbarung mit Peu-
geot-Citroen lief es bereits anders.
Zwar konnten wir nicht entschei-
den, aber wir haben unsere Anre-
gungen eingebracht.

?direkt: Gibt es Betriebe, in denen
es gut läuft?
3Sanches: Ja, bei Daimler-Chrys-
ler und VW. Auch hier wurden wir
beteiligt. Ich habe etwa ausgehan-
delt, wie die Beschäftigten infor-
miert werden. Außerdem haben
wir vereinbart, dass unsere Zulie-
ferer die Vereinbarung als Anlage
zu ihren Verträgen bekommen. Ei-
ne wichtige Rolle spielt bei diesen
beiden Unternehmen, dass sie ei-
nen Weltbetriebsrat haben. Das
macht die Umsetzung leichter.

?direkt: Wie unterstützt euch der
Weltbetriebsrat?
3Sanches: Er hat viele Kontakte.
Als wir beispielsweise in Brasilien
Probleme mit den deutschen Zu-
lieferern Mahle und Grob hatten,
haben wir das über den Weltbe-
triebsrat nach Deutschland weiter-
gegeben und dort auch gelöst.

?direkt: Wie beurteilst du die IRV?
3Sanches: Sie sind für uns ein
Mittel, um die Bedingungen für
unsere Arbeiter zu verbessern.
Wenn ein Zulieferer etwa keine Ge-
werkschaften zulässt, können wir
sagen: »Ihr habt eine Vereinba-
rung unterschrieben, tut etwas.«

3 Im Gespräch

Für mehr Rechte weltweit

Rund 180 Teilnehmer
aus 30 Ländern disku-

tierten bei einer Konfe-
renz des Internationa-

len Metallgewerk-
schaftsbunds (IMB)

über ihre Erfahrungen
mit Internationalen

Rahmenvereinbarun-
gen. Dazu hatte die IG
Metall nach Frankfurt
am Main eingeladen.

direkt 18/2006

Für Beschäftigte in Deutschland
ist es selbstverständlich, einer
Gewerkschaft beizutreten oder zu
streiken. Für ihre Kollegen in an-
deren Ländern ist es das oft nicht,
auch wenn sie im selben Unter-
nehmen arbeiten. Wenn Konzerne
Produktion ins Ausland verlagern
oder neue Standorte aufbauen,
wandern die sozialen Rechte nicht
automatisch mit. Sie müssen im-
mer wieder erkämpft werden.

Mit Internationalen Rahmenver-
einbarungen (IRV) will die IG Me-
tall die Rechte von Beschäftigten
bei multinationalen Unternehmen
und bei ihren Zulieferern weltweit
besser schützen. Mit einer sol-
chen Vereinbarung garantieren die
Konzerne ihren Beschäftigten Min-
deststandards. Dazu gehören ne-
ben dem Recht, sich einer Gewerk-
schaft anzuschließen und freie Ta-
rifverhandlungen zu führen, auch
angemessene Bezahlung und ge-
sunde Arbeitsbedingungen. Der
Internationale Metallgewerk-
schaftsbund (IMB) hat bisher mit
15 Konzernen eine IRV abgeschlos-
sen. Davon gingen 9 auf die Initia-
tive der IG Metall zurück.

Mit dem Abschluss einer Rah-
menvereinbarung beginnt die Ar-
beit erst richtig. Sie muss im Kon-

zern bekannt gemacht und umge-
setzt werden. Doch da hapert es
immer wieder. Befragungen zei-
gen: In vielen Ländern kennen we-
der das Management noch die Be-
schäftigten die Vereinbarung.
Auch Verstöße werden immer wie-
der beklagt. So hat zwar Bosch
vor 2 Jahren eine Vereinbarung
unterschrieben. Doch berichten
Gewerkschafter aus Brasilien,
dass das Unternehmen sie an ih-
rer Arbeit hindert.

Eine schwache Vereinbarung
könnte mehr Schaden anrichten
als keine, fürchten Gewerkschaf-
ter wie Owen Herrnstadt von der
amerikanischen Maschinistenge-
werkschaft. Schließlich würden
Gewerkschaften auch daran ge-
messen, wie gut die IRV funktio-
niert. Claudia Rahman vom Funkti-
onsbereich Internationales beim
Vorstand der IG Metall warnt da-
gegen, sich von den Schwierigkei-
ten abschrecken zu lassen: »Ange-
sichts fehlender weltweit verbind-
licher Regeln für Sozialstandards
– für die Gewerkschaften aber wei-
terhin eintreten – bieten Rahmen-
vereinbarungen die Chance, die
Arbeitsbedingungen zumindest
für einen Teil der Beschäftigten
weltweit zu verbessern.«

Negative Erwartungen: Positive Erwartungen:

Arbeitsplätze werden
ins Ausland verlagert

Arbeitsplätze
gehen verloren

Unser soziales Netz
wird gefährdet

Nur Leute mit viel Kapital
haben einen Vorteil

Es gibt mehr Kontakte
mit anderen Kulturen

Es wird leichter, sich
weltweit zu verständigen

Die Chancen, sich beruflich
weiter zu entwickeln,

werden größer

Die Wirtschaft wird
angekurbelt

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach; Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ)

Was die Deutschen darüber denken (Anteil der Zustimmungen in Prozent)

G l o b a l i s i e r u n g

2006 1998 2006 1998

69

48

43

32

78

61

54

49

53

48

45

28

57

70

52

42

Das Wort Globalisierung hat keinen guten Klang bei den Bürgern. Die Angst, den Arbeitsplatz
zu verlieren, wächst, während die Hoffnung auf kommenden Wohlstand schwindet.
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M e t a l l - K o n j u n k t u r

3Mehr Informatio-
nen und Grafiken in:
3»Metallkonjunktur
im Sommer 2006«
(10 Seiten) und 
3»Metallkonjunktur
Ost 2006« (5 Seiten)
im Internet zum 
Herunterladen:
www.igmetall.de/
download 3Wirt-
schaftspolitische In-
formationen

1. Quartal 2005. Im 2. Quartal 2006
lag das Plus bei über 7 Prozent.
Wirtschaftsinstitute und Banken
erwarten, dass dieses und näch-
stes Jahr 5,5 bis 6,5 Prozent mehr
produziert wird (Grafik unten).

Auch in Ostdeutschland zieht
die Konjunktur an, wächst aber im
Trend schwächer als im Westen.
Unter anderem, weil die  Wirt-
schaft stärker auf den Binnen-
markt ausgerichtet ist und die
Kaufkraft durch die niedrigeren
Einkommen im Osten geringer ist.
Außerdem schwächt die schrump-
fende Bevölkerung die Nachfrage.

Der Rekordumsatz vom letzten
Jahr in der gesamtdeutschen Me-
tallindustrie – mehr als 800 Milli-
arden Euro – wird dieses Jahr
überboten. Schon im 1. Halbjahr
setzten die Metallbranchen mehr
als 423 Milliarden Euro um, knapp
53 Prozent davon durch Auslands-
geschäfte. 

Mäßige Investitionen 
Der Anteil der Löhne am Umsatz,
also die Lohnquote, ist weiter ge-
schrumpft (Grafik links). Hauptur-
sachen dafür sind der Trend zu
niedrigerer Fertigungstiefe und
gestiegene Arbeitsproduktivität.
Sie erhöhte sich im 1. Halbjahr je
Stunde um 6,7 Prozent. Die Lohn-
stückkosten gingen um 8,4 Pro-
zent zurück.

Die Beschäftigten des Spandauer
Bosch-Siemens-Waschmaschi-
nenwerks (BSH) streiken für den
Abschluss eines angemessenen
Sozialtarifvertrags. Trotz einem
Umsatzrekord und einem Gewinn
von 500 Millionen Euro vor Steu-
ern in 2005 will die Geschäftslei-
tung die Fertigung in Spandau
schließen. Sie soll ab 2007 an billi-
geren Standorten erfolgen. Rund
570 Beschäftigte in Berlin stünden
damit sofort auf der Straße, wei-
tere 450 aus Serviceabteilungen
wohl in den nächsten Jahren.

IG Metall und Betriebsrat hatten
bei einer Fortführung der Produkti-
on Zugeständisse bis zu 7 Millio-

S t r e i k  b e i  B S H

nen Euro bei den Arbeitskosten
akzeptiert. »Aber BSH hat sich kei-
nen Millimeter bewegt«, kritisiert
Olivier Höbel, IG Metall-Bezirkslei-
ter Berlin-Brandenburg-Sachsen.

Die streikenden BSH-Beschäf-
tigten fordern Abfindungen in
Höhe von 3 Monatsgehältern je Be-
schäftigungsjahr, zahlbar brutto
für netto; außerdem die Bildung ei-
nes Härtefonds. »Die Metallerin-
nen und Metaller bei BSH nehmen
es nicht hin«, sagt Hövel, »dass
sich das Unternehmen aus seiner
sozialen Verantworung stehlen
will.«

Am 5. Oktober sind die Streiken-
den zu einem »Solidaritäts-

4,3

5,7

1,2

5,5 bis 6,5

Quelle: Statistisches Bundesamt, IG Metall

Produktion steigt kräftig – Zunahme gegenüber Vorjahr
in Prozent (2006 und 2007: Prognose)

M e t a l l i n d u s t r i e

2005 2006 und 20072003 2004

Quelle: Statistisches Bundesamt, IG Metall

Weiter nach unten
Anteil der Löhne und Gehälter am
Umsatz der Metallindustrie in Prozent
(2006: Prognose)

L o h n q u o t e

1995 2005 2006

16,717,4

24,3
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3Am 5. Oktober
sind die Streiken-
den zu einem »Soli-
daritätsmarsch«
aufgebrochen. Er
soll am 19. Oktober
mit einer protest-
veranstaltung vor
der BSH-Konzern-
zentrale in Mün-
chen enden.

5

Nach dem starken 1. Halbjahr ge-
winnt der Aufschwung im 2. Halb-
jahr weiter an Fahrt, stellen die
Wirtschaftsexperten der IG Metall
in ihrer jüngsten Konjunkturanaly-
se fest. Die Unternehmer in der
Metallindustrie sind optimistisch.
Bei der jüngsten Ifo-Umfrage im
Juli bezeichneten fast 40 Prozent
die Lage als gut. Im November
2005 waren es erst 25 Prozent.
16,5 Prozent beurteilten ihre wirt-
schaftliche Lage damals als
schlecht, im Juli dieses Jahres nur
noch 7 Prozent.

Das kommt nicht von ungefähr.
Im 1. Quartal verbuchten sie 17,6
Prozent mehr Aufträge als im 

Trotz dieser positiven Entwicklung
halten sich die Firmen mit Investi-
tionen noch zurück. Das Ifo-Insti-
tut rechnet fürs ganze Jahr mit 26
Milliarden Euro – keiner über-
durchschnittlich hohen Summe.
Nach langer Zeit des Personalab-
baus gibt es endlich wieder Neu-
einstellungen. So waren in der
Metallindustrie im Sommer 21 000
mehr Menschen beschäftigt als im
Januar. Die Wirtschaftsexperten
der IG Metall ziehen daraus den
Schluss: »Ordentliche Tarifer-
höhungen, wie in diesem Jahr, ste-
hen einem Beschäftigungsaufbau
keineswegs entgegen. Im Gegen-
teil: Sie unterstützen ihn.« 

marsch« aufgebrochen. Klaus Wo-
wereit, Berlins regierender Bürger-
meister, war beim Start dabei und
erklärte sich solidarisch.

Bisher haben die Streikenden
den BSH-Standort in Plauen be-
sucht, außerdem EKO in Eisenhüt-
tenstadt sowie Leipzig. Als nächste
Stationen sind die BSH-Standorte
Neustadt, Dillingen und Giengen
vorgesehen. Außerdem stehen
Nürnberg sowie das von Arbeits-
platzverlust bedrohte BenQ-Werk
in Kamp-Lintfort auf dem Routen-
planer. Der Marsch soll am 19. Ok-
tober mit einer Protestveranstal-
tung vor der BSH-Konzernzentrale
in München enden. 

»Nicht aus der sozialen Verantwortung stehlen«

Tariferhöhungen nützen den Arbeitsplätzen
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Schichtarbeit wird nach einem be-
stimmten Zeitplan zu wechselnden
Zeiten (Früh-, Spät-, Nachtschicht)
oder zu gleichbleibender, aber un-
gewöhnlicher Zeit (etwa Dauer-

nachtschicht) geleistet. In über 90
Prozent aller Großbetriebe wird
Schichtarbeit praktiziert. Und sie
nimmt stetig zu, weil zu den »klas-
sischen« Gründen (wie Rund-um-
die Uhr-Einsatz in Krankenhäusern
oder am Hochofen) zunehmend
wirtschaftliche kommen.  Die Ma-
schinen sollen zum Beispiel länger
laufen, damit sich die Anlagen bes-
ser amortisieren, oder um bei guter
Auftragslage keine Erweiterungsin-
vestitionen vornehmen zu müssen.

Nach allen Untersuchungen
bleibt Schichtarbeit erheblich ge-
sundheitsschädlicher  als Normal-
arbeitszeit. Die Betroffenen leiden
zum Beispiel häufiger unter
Rückenbeschwerden, Kopf- und
Magenschmerzen, Schlafstörun-
gen, psychischer Erschöpfung und
Herz-Kreislaufproblemen.  Zu den
gesundheitlichen Problemen kom-
men soziale: Das Familienleben lei-
det und die sozialen Kontakte.  

Andererseits wollen manche Be-
schäftigte in Schicht arbeiten, weil

sie auf die Zuschläge nicht verzich-
ten können oder wollen. Nach Un-
tersuchungen wollen die meisten
Beschäftigten jedoch keine
Schichtarbeit leisten. Auf Schicht-
arbeit ganz zu verzichten ist also
immer eine bessere Lösung als
das »beste« Schichtmodell.

Pläne auszutüfteln, die den un-
terschiedlichen Wünschen und An-
forderungen gerecht werden, ist in
der Praxis schwierig. Wichtig ist
aus IG Metall-Sicht, dass die Be-
troffenen einbezogen werden.

Der Betriebsrat hat weit reichen-
de  Mitbestimmungsrechte nach
dem Betriebsverfassungsgesetz (§
87 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 7 und § 80
Abs. 1 Satz 1).  Eine weitere Hand-
habe gibt ihm das Arbeitszeitge-
setz (§ 6); danach müssen die ar-
beitswissenschaftlichen Erkennt-
nisse über die menschengerechte
Gestaltung der Arbeit berücksich-
tigt werden.

Grundsätzlich gilt:
3 Keine Schichtarbeit ist gesünder
als eine gut gestaltete.
3 Freizeitausgleich ist gesünder
als Zuschläge.
Die wichtigsten weiteren Kriterien:
3Keine »verbotenen« Schichtfol-
gen, in denen nur wenige freie
Stunden zwischen den Schichten
liegen, zum Beispiel von Nacht-
auf Frühschicht oder von Spät- auf
Frühschicht.

Die neue Software
Optischicht® errech-

net intelligente
Schichtpläne. Für Be-
triebsräte der IG Me-
tall zum Sonderpreis
von 98 Euro (regulär:

590 Euro) + Mwst.
Bestellen bei: TÜV

Nord Mobilität, Tele-
fon: 0201/83019-12,

Fax: -29, 
E-Mail: optischicht@

tuev-nord.de. 
Die neue Arbeitsmap-

pe »Gute Arbeit im
Schichtbetrieb? So

werden Schichtpläne
besser« wird auto-

matisch mitgeliefert,
kann aber auch extra

bestellt  werden: über
die Verwaltungsstel-
le. Stückpreis: 2,80
Euro + Mwst + Ver-
sand. Produktnum-
mer: 8606-14029. 

Was ist eigentlich...

... Schichtarbeit?

3Möglichst wenige Nachtschich-
ten hintereinander (maximal 3).
Auch Früh- und Spätschicht sollten
schnell rotieren (1 bis 3 Tage). Weil
die »innere Uhr« dann die gerings-
ten Probleme mit der Rückumstel-
lung hat.
3Vorwärtswechsel: Erst Früh-,
dann Spät-, dann Nachtschicht,
weil das dem natürlichen Rhyth-
mus am meisten entspricht und
den Tag »länger« macht.
3Nicht mehr als 5 Gesamtschich-
ten in Folge, um die Arbeitszeit
nicht zu massieren – zu Lasten von
Freizeit und Erholung.

Weitere Aspekte sind unter ande-
rem: mindestens 2 zusammenhän-
gende freie Tage am Wochenende;
mindestens 24 Stunden Ruhe nach
einer Nachtschichtphase.
3 Das IG Metall-Projekt »Gute Ar-
beit« hat mit dem TÜV Nord eine
neue Software entwickelt, mit der
»intelligente« Schichtpläne nach
arbeitswissenschaftlichen Kriterien
errechnet werden können (siehe
ganz linke Spalte).
3 2007 bietet die IG Metall wieder 
2 zentrale Seminare »Schichtplan-
gestaltung« in Sprockhövel an, das
erste vom 25. bis 30. März (Semi-
narnummer: SF 01307). Anmelden
über die Verwaltungsstelle. Eine
Seminarbeschreibung gibt es im
Extranet unter: http://extranet.
igmetall.de 3Service 3Seminare.

direkt 18/20066

S t a h l

Seit Ende September hat auch die
ostdeutsche Stahlindustrie einen
Tarifabschluss. Für September bis
Dezember erhalten die Beschäftig-
ten einmalig 500 Euro. Ab Januar
steigen die Löhne und Gehälter wie
im Westen um 3,8 Prozent. Lauf-
zeit: bis Ende Januar 2008. Mit der
Oktoberabrechnung wird eine wei-
tere Pauschale von 750 Euro über-
wiesen. Auch die ostdeutschen
Azubis erhalten alle Lernmittel von
ihren Betrieben bezahlt.

Der Tarifvertrag über Altersteilzeit
wird bis Ende 2009 verlängert, der
zu Beschäftigungssicherung und
Zeitkonten bis Ende 2010. Eine pa-
ritätische Kommission diskutiert
die demografische Entwicklung.

Nicht jeder Stöpsel ist gut für die Ohren 
Lärm am Arbeitsplatz, Rockkon-
zert, Schnarchgeräusche – in man-
chen Situationen sind Ohrstöpsel
unerlässlich. Aber nicht alle Pro-
dukte sind ihren Preis wert: Weder
schützen sie richtig vor Krach,
noch sind sie frei von schädlichen
Zusatzstoffen. Die Zeitschrift Öko-
test hat aber festgestellt: es gibt
deutlich mehr Stöpsel ohne ge-
sundheitsgefährdende Stoffe als
beim letzten Test vor 4 Jahren, als
jeder 3. Ohrstöpsel stark mit
Schadstoffen belastet war. 

22 hat die Zeitschrift unter die
Lupe genommen. 3 waren »un-
genügend«, da sie hohe Schad-
stoffwerte aufwiesen (»Ear No
Ton«, »Meister Gehörschutzpfrop-

fen«, »Quiet Gehörschutzstöp-
sel«). Aber es sind auch gute und
preiswerte Produkte auf dem
Markt. 14 Stöpsel waren »sehr
gut«, darunter der Klassiker
»Ohropax«. Mit 0,11 Euro pro Paar
ist der »3 M Gehörschutzstöpsel
1100« preislich unschlagbar und
laut Testerurteil auch »sehr gut«.

Seit Februar sollen nach der Eu-
ropäischen Lärm-Richtlinie Arbeit-
nehmer mehr Ruhe bei der Arbeit
haben. Der Grenzwert für Lärm
wurde um 5 Dezibel gesenkt.  Ab
einer durchschnittlichen Belas-
tung von 80 Dezibel muss der Ar-
beitgeber Gehörschützer zur Ver-
fügung stellen, ab 85 Dezibel müs-
sen sie getragen werden. 

Unter dieser Adresse
ist der Test im Inter-

net zu finden: 
www.oekotest.de/

cgi/ot/otgs.cgi?doc=
40568

Der ganze Test ist für
1,20 Euro im Internet

zu bestellen. 

A r b e i t s s c h u t z

Abschluss für Osten
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K ü n d i g u n g e n

Ohne Mitbestimmung
gelten Beweise nichts 

In einem Kündigungsschutzpro-
zess dürfen keine Beweise verwer-
tet werden, die der Arbeitgeber er-
langt hat, ohne die Mitbestim-
mungsrechte des Betriebsrats zu
beachten. So hat das LAG Bremen
die Verwertung von Aufzeichnun-
gen aus einem Zeiterfassungssys-
tem nicht zugelassen, weil es
hierüber keine Regelung mit dem
Betriebsrat gab.
LAG Bremen vom 28. Juli 2005 – 3 Sa
98/05

K ü n d i g u n g e n

Schwerbehinderung
rechtzeitig angeben

Wusste ein Arbeitgeber bei einer
Kündigung nicht, dass der Betrof-
fene schwerbehindert ist, kann die
Kündigung trotzdem unwirksam
sein. Und zwar dann, wenn das In-
tegrationsamt vorher nicht an-
gehört wurde. Der Arbeitnehmer
muss die (festgestellte oder bean-
tragte) Schwerbehinderung aller-
dings innerhalb einer angemesse-
nen Frist nach Zugang der Kündi-
gung geltend machen. Für Kündi-
gungsfälle ab Januar 2006 ist eine
3-Wochen-Frist einzuhalten.
BAG vom 12. Januar 2006 – 2 AZR 539/05

A r b e i t s z e i t

Ersatztag muss nicht
auf Arbeitstag fallen
Müssen Arbeitnehmer an einem
Feiertag arbeiten, der auf einem
Werktag fällt, haben sie Anspruch
auf einen Ersatzruhetag. Diesen
Ausgleichstag müssen sie nach §
11 Absatz 3 Satz 2 Arbeitszeitge-
setz innerhalb von 8 Wochen erhal-
ten. Als Ruhetag kommt jeder
Werktag in Frage, also auch ein oh-
nehin arbeitsfreier Samstag oder
ein sonstiger Werktag, der nach
dem Schichtplan frei ist. Der Arbeit-
nehmer kann keine bezahlte Frei-
stellung an einem Tag verlangen,
der an sich nicht arbeitsfrei wäre.
BAG vom 23. März 2006 – 6 AZR 497/05

K r a n k e n g e l d

Anspruch auch bei
Urlaubsabgeltung

Gleicht ein Arbeitgeber einem
gekündigten, arbeitsunfähigen
Arbeitnehmer nicht genommenen
Urlaub durch Geld aus, hat das
keinen Einfluss aufs Krankengeld.
Im konkreten Fall war einem Ar-
beitnehmer zum 31. August
gekündigt worden. Seit 12. August
war er wegen Krankheit nicht mehr
zur Arbeit erschienen. Der Arbeit-
geber zahlte ihm mit der August-
abrechnung eine Urlaubsabgel-
tung für 14 Tage. Daraufhin lehnte
die Krankenkasse es ab, für die er-
sten 2 Septemberwochen Kran-
kengeld zu zahlen. Begründung:
Wegen der Urlaubsabgeltung ruhe
der Anspruch auf Krankengeld.

Das Bundessozialgericht verwies
darauf, dass eine Urlaubsabgel-
tung kein Arbeitsentgelt ist, das
zum Ruhen des Krankengelds
führt. Darum besteht während der
Arbeitsunfähigkeit ein durchge-
hender Anspruch auf Krankengeld. 
BSG vom 30. Mai 2006 – B 1 KR 12/05 R

B e t r i e b s r a t s w a h l e n

Anspruch auf Daten 
für Wählerliste
Sieht der Wahlvorstand bei einer
anstehenden Betriebsratswahl
die Voraussetzungen für einen ge-
meinsamen Betrieb erfüllt, muss
der Arbeitgeber ihm die notwendi-
gen Daten für die Wählerliste für
alle Betriebe übermitteln. Der Ar-
beitgeber kann die Herausgabe
von Unterlagen nicht mit der Be-
gründung verweigern, der Wahl-
vorstand habe die Voraussetzun-
gen dafür verkannt, was ein ge-
meinsamer Betrieb ist.

Der Wahlvorstand kann seinen
Anspruch auf Auskünfte und Un-
terlagen durch eine Einstweilige
Verfügung geltend machen. Wenn
der Arbeitgeber überzeugt ist,
dass der Wahlvorstand von einem
falschen Betriebsbegriff ausgeht,
kann er die Betriebsabgrenzung in
einem eigenständigen Verfahren
klären lassen.
LAG Hamm vom 29. März 2006 
– 13 TaBV 26/06

U n f ä l l e

Rente auch bei eigenem
Mitverschulden

Wenn ein Arbeitnehmer durch
sorgloses Verhalten einen Unfall
ausgelöst hat, ist das noch kein
Grund für die Berufsgenossen-
schaft, eine Rente zu verweigern.
Im konkreten Fall hatte ein Arbei-
ter mit einer brennbaren Flüssig-
keit hantiert und sich dabei eine
Zigarette angezündet. Die Verpuf-
fung führte zu Brandverletzungen,
an deren Folgen er starb. Die Be-
rufsgenossenschaft weigerte sich,
eine Hinterbliebenenrente zu zah-
len. Sie begründete das damit, der
Verstorbene habe seine Verletzun-
gen durch eine »selbst geschaffe-
ne Gefahr« selbst verursacht. Die
Richter stellten jedoch klar, dass
der Begriff »selbstgeschaffene
Gefahr« keine eigenständige
rechtliche Bedeutung hat.

Auch wenn der Versicherte sich
bei der Arbeit bewusst einem be-
sonderen Risiko aussetzt, bleibt
der sachliche Zusammenhang mit
der versicherten Tätigkeit beste-
hen. Betriebliche Gefahren (brenn-
bare Flüssigkeit) spielten bei dem
Unfall eine wesentliche Rolle.

Dieser Zusammenhang kann nur
dann fehlen, wenn die betriebli-
chen Umstände durch die selbst
geschaffene Gefahr derartig in den
Hintergrund gedrängt werden,
dass letztere als die allein wesent-
liche Ursache anzusehen ist.
BSG vom 12. April 2005 — B 2 U 11/04 R

A r b e i t s l o s e n g e l d

Rückzahlung bei zu
geringem Engagement
Wenn die Arbeitsagentur einen Ar-
beitslosen wiederholt auffordert
nachzuweisen, dass er sich um Ar-
beit bemüht hat, und er das nicht
tut, kann die Bewilligung von Ar-
beitslosengeld auch für zurücklie-
gende Zeiten aufgehoben werden.
Im konkreten Fall verlangte die
Agentur alles Geld zurück, das sie
dem Arbeitslosen von der Zeit an
gezahlt hatte, als sie ihn zum
Nachweis aufgefordert hatte.
Bundessozialgericht vom 20. Oktober
2005 – B 7a AL 18/05 R

3 Literatur:
Seit August gilt das
neue Gleichbehand-
lungsgesetz. Betriebs-
räte sind verpflichtet
zu überwachen, ob es
eingehalten wird.
Gleichzeitig gibt ihnen
das Gesetz eine Reihe
neuer Rechte – bis zur
Klage vor dem Ar-
beitsgericht. Wie das
Gesetz auszulegen ist
und sinnvoll genutzt
werden kann, das
zeigt (auch anhand
praktischer Beispiele)
die Broschüre von
Christiane Nollert-
Borasio und Martina
Perreng: 
»Allgemeines Gleich-
behandlungsgesetz.
Basiskommentar zu
den arbeitsrechtlichen
Regelungen«.
Bund-Verlag,
210 Seiten,
24,90 Euro. 
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T e r m i n e

24. und 25. Oktober
Wie kommen Gewerk-
schaften in den Medien
an? Gibt es Strategien,
besser »rüber« zu kom-
men? Darüber wird mit
Experten auf dem »Ge-
werkschafts- und gesell-
schaftpolitischen Fo-
rum« der IG Metall in
Berlin diskutiert. Mehr
Infos unter 069/6693-
2122. Anmelden über
die Verwaltungsstelle.

6. und 7. Dezember
»Eine bessere Arbeits-
welt ist machbar«. Die-
ser Leitgedanke steht
über dem Kongress des
IG Metall-Projekts Gute
Arbeit in Berlin. Themen
unter anderem: Wie las-
sen sich Arbeitszeit und
Leistungsdruck begren-
zen, Arbeit alternsge-
recht gestalten? 
Infos telefonisch unter
069/6693-2204 oder im
Internet unter www.
igmetall.de/gutearbeit.
Anmelden per Fax:
069/6693-2887. (Frei-
stellung nach § 37 Be-
trVG oder § 96 SGB IX.)

»Wir möchten den Menschen ein Zeichen der Solidarität geben.«
Siemens-Chef Klaus Kleinfeld am 2. Oktober in »Bild« über die 5 Millionen Euro
Gehaltserhöhung, auf die der Vorstand für ein Jahr verzichten will

»Fangt noch mal von vorn an.« 
DGB-Chef Michael Sommer zu den Regierungsplänen zur Gesundheitsreform

»Ich hoffe auf die USA. Dort verstehen sich die Ökonomen mehr
als Wissenschaftler denn als Ayatollahs in Anzügen.«
Andreas Hoffmann in der »Süddeutschen Zeitung« am 16. September zum Thema
»Wie Deutschland schlecht geredet wird«

Z i t a t e

P r e i s e

Die diesjährigen Otto-Brenner-
Preisträger für kritischen Journa-
lismus stehen fest: Die Auszeich-
nungen der Stiftung der IG Metall
gehen an das Hörfunk-Magazin
des Hessischen Rundfunks, »Der
Tag«, den Journalisten Frank Jan-
sen (»Tagesspiegel«) und das
NDR-Medien-Magazin »Zapp«. Die
Preise werden anlässlich der Jah-
restagung der Otto-Brenner-Stif-
tung (8. bis 9. November in Berlin)
überreicht. Thema: »Markt contra
Staat – mehr und bessere Arbeits-
plätze durch Europa«. Infos zum Ot-
to-Brenner-Preis und zur Tagung:
www.otto-brenner-stiftung.de

Der Regine-Hildebrandt-Preis
2006, der »Oscar der Solidarität«,
wurde am 6. Oktober zum 10. Mal
vergeben und ging an 2 Institutio-

L e s e r b r i e f e

Zum Tarifabschluss Stahl in direkt
17/2006 von Ulrich Stein, VK-Leiter:
»So rot wie Eure Überschrift sind
die Gesichter der meisten Kolle-
gInnen, wenn ich mit ihnen darü-
ber diskutiere. ... Was dabei her-
auskam, ist meiner Meinung nach
weit entfernt von Schluck aus der
Pulle ... Es wäre ehrlicher gewesen
zu erwähnen, dass fast 20 Prozent
der Tarifkommissionsmitglieder
dagegen gestimmt haben.«

Die Bildungstagung der IG Metall
ist vom 23. bis 25. November im
Bildungszentrum Sprockhövel. Im
Mittelpunkt: Wie entwickelt sich
die gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit? Anmelden über die Ver-
waltungsstellen. Rückfragen bei: 
manuela.kaume@igmetall.de, 
beate.fiedler@igmetall.de

Für frisch gewählte Betriebsräte
gibt es viel Neues zu lernen. Die IG
Metall bietet für alle Neuen den
Ausbildungsgang »Betriebsräte
kompakt«. Er umfasst Einstiegs-
seminare in der Verwaltungsstelle
und Veranstaltungen in den Bil-
dungsstätten. Alle Infos in einer
Broschüre (über die Verwaltungs-
stellen, Produktnr.: 8086-13389).
Internet: ww.igmetall.de/bildung

nen: »Neue Arbeit Chemnitz« und
den »Förderverein gewerkschaftli-
che Arbeitslosenarbeit« in Berlin.
An der Chemnitzer Initiative ist die
IG Metall aktiv beteiligt. Der Ver-
ein schafft mit unterschiedlichen
Projektideen Beschäftigung auf
dem 2. Arbeitsmarkt. Stadtteil-
büros und Bürgerhäuser der »Neu-
en Arbeit« seien unentbehrliche
Bestandteile der Gemeinwesenar-
beit, urteilte die Jury. Der Preis ist
mit je 10 000 Euro dotiert.

B e t r i e b s r ä t e

M a t e r i a l

Freistellung: Azubis und junge Ar-
beitnehmer nach Ende ihrer Aus-
bildung können sich freistellen
lassen, um an Seminaren der IG
Metall teilzunehmen. Worauf man
dabei achten muss, steht in einem
IG Metall-Faltblatt. Zu haben in
den Verwaltungsstellen oder im
Internet: www.jugend.igmetall.de

Soziale Politik?

DGB Kampagne: Aktionstag am 21. Oktober 2006 in Berlin, Dortmund,
Frankfurt am Main und Stuttgart
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